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Beklagte und Revisiönsbeklagte9

hat der 40 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 29„ März 1956

für Recht erkannt:

Das Urteil des Lendessozialgerichts „lo
„ „ o 0 vom

23° März 1954 und das Urteil des Oberversicherungsamts

vom 12° November 1952 werden aufgehoben°

Die Beklagte wird unter Aufhebung ihres Beecheides

vom 18° Dezember 1950 dem Grunde nach verurteilt, der

Klägerin die Invalidenrente ihres verstorbenen Vaters

vom lo Februar 1950 bis zum 310 August 1952 zu zahlen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatteno

Von Rechts wegen°
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EL3„E_P_9_E1_9 „19

Der am 1401November 1878 geborene
— inzwischen im August

1952 verstorbene — Versicherte und urSprüngliche Kläger XXXXX

xxXxxx, der Vater der jetzigen Klägerin, vollendete im Jahre

1945 des 650 Lebensjahr und beantragte am 51° Januar 1950 die
Invalidenrente sowohl wegen Vorliegens von Invalidität als

auch wegen Vollendung des 65„ Lebensjahres" Er hatte bis zum

51„ Dezember 1923 insgesamt 284 und vom 10 Januar 1924 bis

zum Jahre 1952 weitere 122 Wochenbeiträge zur Invalidenver—

sicherung entrichtet° Im ersten Weltkrieg hatte er 165 Wochen
Kriegsdienst geleistet° Vom 14° Februar bis zum 290 März 1949

war er noch einmal vorübergehend mit einem Verdienst von ins—

gesamt DM 342,01 tätig° Der Vertrauensarzt der Beklagten kam

zu dem Ergebnis, daß xxxxx vom Tage der Untersuchung (17, Ok—

tober 1950) ab dauernd invalide sei° Die Beklagte lehnte den

Rentenantrag mit der Begründung ab, die Anwartschaft sei er—

loschen° Gegen diesen Bescheid legte XXXXX Berufung beim Ober—

versicherungsamt xxxxxxxx ein° Während das Verfahren noch vor

dem Oberversicherungsamt schwebte, starb er. Die jetzige Klä—

gerin teilte dies dem Oberversicherungsamt mit-und setzte das

Verfahren fort° Das Oberversicherungsamt wies die Berufung

durch Urteil vom 12° November 1952 mit der Begründung zurück,
die Anwartschaft sei erloschen“

Die Klägerin legte gegen dieses Urteil Revision beim

XXXXXXXXXXX Landesversicherungsamt ein° Diese ging nach 5 215

Abso 5 SGG am 1° Januar 1954 als Berufung auf das xxxxxxxxxx

landessozialgericht über, welches sie unter Feststellung, daß

nvalidität seit dem Jahre 1950 vorliege, durch Urteil vom

F
O

H

50 Mai 1954 mit der Begründung zurückwies, die Anwartschaft

sei erloscheno Insbesondere Lügen auch die Voraussetzungen

des @ 4 Abs° 2 SVAG nicht vor, da der Versicherungsunfall vor

dem 1° Januar 1949 eingetreten sei, weilxxxxxx bereits 1945

das 65° Lebensjahr vollendet habeo Ob Artikel 19 der Verein—

fachungsordnung vom 17" März 1949 — RGBl. I S. 41 — überhaupt

anwendbar sei, könne dahingestellt bleiben, weil auch bejahen—

‚denfalls das Ergebnis das gleiche sei, da der Versicherungs—

_z_
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„5,—

fall der Vollendung des_65° Lebensjahres auch schon vor
\

4
dem nach dieser Vorschrift maßgebenden Stichtag des

10 April 1945 eingetreten sei,

Das Landessozialgericht hat die Revision zugelassen°

Dem der Klägerin am 24° Juli 1954 zugestellten Urteil war
eine Rechtsmittelbelehrung angeheftet, die mit dem Satz

beginnt: "Gegen dieses Urteil ist die Revision nicht zu—
gelassen (@ 162 Abs. 1 Nr, 1 SGG), Die Revision findet

gleichwohl statt,"„„„ (folgt Wortlaut von Nr° 2 und 3

des 5 162 Abs° 1 SGG)° Die Rechtsmittelbelehrung ent—
hält des weiteren u„a° den Hinweis, daß die Revision das

angefochtene Urteil bezeichnen und einen bestimmten Antrag

enthalten muß„

Gegen dieses Urteil legte die Klägerin durch ihren

Prozeßbevollmächtigten, Stadtamtmann a.D„ xxxx — ohne

Stellung eines Revisionsantrages — durch Schriftsatz vom

2. August 1954 am 6. August 1954 Revision ein und begrün—

'dete die Revision durch Schriftsatz vom 20, August 1954

am 250 August 1954 unter Stellung eines Revisionsantragso

Unter Widerruf der auf Stadtamtmann ad)° xxXx lauten—

den Prozeßvollmacht legte die Klägerin durch ihren neuen
Prozeßbevollmächtigten, Angestellten Debus vom Deutschen

Gewerkschaftsbund — Bundesrechtsstelle Kassel — , unter

Stellung eines Revisionsantrages durch Schriftsatz vom
290 September 1954 am 30° September 1954 erneut Revision

ein und begründete sie gleichzeitig° Sie ist der Auffassung„

daß ihr ein Verschulden ihres früheren Prozeßbevollmächtig—

ten, der fälschlicherweise angenommen habe, er könne sie

vor dem Bundessozialgericht vertreten, nicht zur Last ge—

legt werden könne, In der Sache selbst vertritt sie die An—
sicht, daß die Vollendung des 65, Lebensjahres allein noch

kein Versicherungsfall sei und ihr als Rechtsnachfolgerin

ihres Vaters daher nach 5 4 Abs. 2 SVAG die Invalidenrente
bis zum Tode ihres Vaters zusteheo

_4„
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Sie beantragt9

des Urteil desxxxxxßxInndeesozialgerichts
iIIXXXKXXXX vom 250 März 1954, das Urteil des

Oberversicherungsamtsxxxxxxxxxvom 12° September

1952 und den Bescheid der Beklagten vom 18‚ De—

zember 1950 aufzuheben und die Beklagte zu ver-

urteilen, ihr die von ihrem verstorbenen Vater,

XXXXXXXXXXE am Bl„ Januar 1950 beantragte Inve—

lidenrente vom l° Februar 1950 bis zum 31„ August

1952 zu zahleno '

Die Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu verweri‘en9

hilfsweise9

die Revision als unbegründet zurückzuweiseno

Sie ist der Ansicht, daß es entscheidend darauf ankommep

ob beim Vater der Klägerin bei Vollendung des 65° Lebensjah—

res im Jahre 1943 die versicherungsrechtlichen Voraussetzun—

gen erfüllt gewesen seien° Dies sei aber zu verneinen° Da

XXXXXXVOH 1932 bis 1943 keine Beiträge geleistet habe, sei

die ordentliche Anwsrtschaft erloschen gewesen; auch sei die

Halbdeckung nicht erreicht. Eine neue Wartezeit im Sinne des

Gesetzes vom 24„ Juli 1941 sei nicht erfüllt gewesen° Nach

@4 Abs„ 2 SVAGkönne die Klägerin die Rente nicht been—
spruchen, de entsprechend der grundsätzlichen Entscheidung

Nr; 65 des xxxxxxxxxxx Lendesversicherungsemts die Vollendung

des 65„ Lebensjahres auch ohne Antragstellung den Versiche— '

rungefäll darstelle‚ dieser also vor dem l° Januar 1949 ein-

getreten sei„

E n "5 s c h-..e„i.„si„ein. e„‚e_.e„r ü <Le.

Die Revision ist form» und fristgerecht eingelegt und

begründet werden° Es bedurfte keiner Untersuehung, ob die
lvon Stadtamtmann_a„■oxxxxx eingelegte Revision form- und

fristgerecht eingelegt und begründet worden ist, weil auf

[..——\)r-;
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jeden Fall die später von dem Angestellten Debus von der

Bundesrechtsstelle des DGB zweifellos formgerecht eingelegte

und begründete Revision als fristgerecht eingelegt und be—

gründet anzusehen ist; denn maßgebend ist hier nicht die

Mcnatsfrist des 5 164 Abs. 1 SGG, sondern die Jehresfrist

des @ 66 Abs. 2 SGG, de die der Klägerin zugestellte Rechts—

mittelbelehrung des Landessozialgerichts unrichtig ist° Die—

se enthält fälschlicherweise die Belehrung, daß gegen das

Urteil die Revision nicht zugelassen sei, obwohl sie in

Wirklichkeit doch zugelassen war° Die Jehresfrist war bei
Einlegung und Begründung der Revision noch nicht abgelau—

fen°

Die Revision ist stetthaft, da des Landessozielgericht sie

zugelassen hat,

Es konnte ihr auch der Erfolg nicht versagt-werden° Das

Lendessozielgericht durfte in der Sache selbst entscheiden,

de die Berufung zulässig war° Es ist ohne Rechtsirrtum von
der Annahme ausgegangen, daß die noch unter der Herrschaft

des vor dem 1, Januar 1954 geltenden Rechts eingelegte Revi—

sion nach diesem Recht zulässig wer° Mit Recht hat es weiter—

hin geprüft, ob die nach @215 Abs. 3 SGGmit dem l° Januar
1954 als Berufung übergegangene Revision auch nach den Vor—

schriften des Sozielgerichtsgesetzes zulässig war, da die Be-

rufung in diesen Überleitungsfällen nur dann als zulässig enge—

sehen werden kann, wenn sie sowohl nach den früheren als auch

nach den heutigen Vorschriften zulässig ist (vgl° Besch. des

90 Senats des erkennenden Gerichts vom 29,11„1955 — 9 RV

408/54 — , dem sich der erkennende Senat in ständiger Recht—

sprechung insoweit angeschlossen hat)„ Entgegen.der Auffas—

sung des Landessozialgerichts war jedoch die Berufung nach

5 146 SGG unzulässig. Es kommt bei Anwendung dieser Vor—

schrift ausschließlich derauf an, über welchen Anspruch das

Gericht erster Instanz entschieden hat; Da hier davon aus—
zugehen ist, daß der Klageentreg von der jetzigen Klägerin

nach dem Tode ihres Vaters entsprechend beschränkt worden

»6-
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ist, hat das Oberversicherungsamt nur über einen Rentenen—

spruch für die Zeit bis zum Ende des Sterbemonsts d.h° über

eine Rente für bereits abgelaufenen Zeitraum in Sinne des

@ 146 SGG entschieden° Auch wenn des-Oberversicherungsemt hier—

bei der für die Klägerin negativen Entscheidung naturgemäß

einen_Zeitreum nicht angeführt hat, ist doch die Rechtslage

für die zu entscheidende Frage die gleiche° Auch in diesem

Fell muß angenommen werden, daß das Urteil nur die Rente für

diesen abgelaufenen Zeitraum betrifft° Allerdings hat das

Landessozialgericht es unterlassen zu prüfen, ob die Berufung

nicht nach 5 150 Nr° 1 SGG zulässig war° Nach den Grundsätzen,

die der 8° Senat entwickelt hat (vgl° Urt° v. 16,601955 — 8 RV
461/54 —, dem sich der erkennende Senat in ständiger Recht—

sprechung insoweit angeschlossen hat), hätte das Landes30ziel—

gericht, da die erstinstenzliché Entscheidung nicht von einem

Sozialgericht, sondern noeh von einem 0berversichérungsemt unte:

der Herrschaft des früheren Verfehrensrechts gefällt worden

ist, selbst prüfen müssen, ob die Berufung hätte zugelassen

werden müssen, Dies hat es zwar unterlassen, die Prüfung er—

gibt jedoch, daß die Rechtssache zweifellos grundsätzliche

Bedeutung hat, da der Anspruch der Klägerin von der grundsätz—

lichen Rechtsfrage abhängt, ob in der Invelidenversicherung

der Versicherungsfall des Alters bereits ohne weiteres mit der.

Vollendung des 65° Lebensjahres oder aber nicht vor Stellung

des Rentenentrags eingetreten ist" Die Berufung war daher nach

5 150 Nr° 1 SGG zulässig,

\‚

Mit Recht hat sich des Lendessozielgericht auf den Stand—

punkt gestellt, daß die Wartezeit für die Invalidenrente, je—

doch nicht diejenige für die Altersinvalidenrente erfüllt ist,

daß aber die Anwartscheft weder nach 5 1264 DVD noch nach
5 1265 RVG erhalten ist° Rechtsirrtü■iich hat es jedoch das

Vorliegen der Voraussetzungen des 5 4 Abs° 2 SVAG verneint,

De Ademi, wie das Lendessozislgericht festgestellt hat, bis

zum 30, November 1948 für die Zeit nach dem 31, Dezember 1923

mindestens einen Beitrag entrichtet hat, ist nach dieser Vor—

schrift die Anwartschsft aus den bis zum 51„ Dezember 1948 ent—
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richteten Beiträgen bis zu diesem Tage erhalten, sofern

nicht der Versicherungsfall vor dem 10 Januar 1949 einge—

treten ist° Da für das Versicherungsverhältnis deSXXXXXX

mehrere Versicherungsfälle möglich waren, kommt es nach

Ansicht des erker:enden Senats darauf an, ob einer dieser

möglichen Versicherungsfälle vor dem 10 Januar 1949 ein—

getreten ist. Da ferner das Landessozialgericht festgestellt

hat, daß die Voraussetzungen der Invalidität erst im Jahre

1950 eingetreten sind, auch zulässige und begrdndete
An—

griffe gegen diese Feststellung nicht vorgebracht sind,

war hier allein entscheidend,ob die bereits im Jahre 1943
eingetretene Vollendung des 65() Lebensjahres bereits den.

-Versicherungsfall darstellt oder aber, ob dieser nicht vor

dem nach dem 31„ Dezember 1948 gestellten Antrag auf A1—

tersinvalidenrente eingetreten ist„_

Nach Ansicht des erhennenden Senats kann die Frage,

wenn eine bestimmte Art von Versicherungsfall — hier der
des Alters — eintritt, nur einheitlich für das Recht der

Sozialversicherung beantwortet werden} Es ist nicht mög—

lich, die Frage bei Anwendung des 5 4 Abs‚ 2 SV4Ganders,
als bei Anwendung der Vorschriften der EVO zu beantworten„

,?enn der Gesetzgeber in @ 4 Abs° 2 SVAG eine abweichende

Regelung gewollt hätte, hätte er dies zum Ausdruck bringen

müssen. Dies ist jedoch nicht geschehen°

Das Reichsversicherungsamt hat sich mit der Frage des

Eintritts des Versicherungsfalles des Alters aus
anderen.

Anlässen_in einer Reihe von Entscheidungen befaßt (E„Nr°

l541, AN° 1911 S. 415, E„ Nr° 3092, AN. 1927 s. 452; E.v°

18„201933, EuM° Bd° 34 S. 400; E.'Nr° 5196, AN 1938 3,196;

B. Nr„ 5217, AN„ 1938 S. 321)° Aus diesen Entscheidungen

kann jedoch nicht eindeutig entnommen werden, welchen Stand—

punkt des Reichsversicherungsamt zu der hier entscheidenden
Frage eingenommen hat. In einigen Entscheidungen hat es sich

dahin geäußert, daß der Versicherungsfall des Alters noch

nicht mit der Vollendung des 650 Lebensjahres eintrete, in

„gi
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anderen hat es aberräusgeführt‚-daß:deerbrsicherungsfallfzudief

sem Zeitpunkt noch nicht voll wirksam werde° Diese Entschei—

dungen lassen also nicht eindeutig erkennen, ob das Reichsver—

sicherungsamt den Versicherungsfall des Alters_tatsächlich
erst mit der Antragstellung als eingetreten ansah oder ob es

ihn bereits Vorher als eingetreten‚ aber erst mit der Antrag—

stellung als voll wirksam ansah, so daß hieraus für die hier
maßgebende Frage keine entscheidenden Erkenntnisse gewonnen

werden könneno Immerhin ist aus diesen Entscheidungen zu ent—

nehmen‚ daß das Reichsversicherungsamt den Versicherungsfall

des Alters in dieser Hinsicht anders beurteilte als die son-

stigen Versicherungsfla'lleo

Nach Ansicht des erkennenden Senats ist aus dem Wortlaut
des 5 1265 EVO eindeutig zu entnehmen? wenn das Gesetz die

dort aufgezählten Versicherungsfälle als eingetreten ansiehto
Schon aus

dem Umstand, daß diese Vorschrift einerseits von

dem "Versicherungsfall der Invalidität oder des Todes"! an—
dererseits aber nur von der "Vollendung des 65° Lebensjahres"

spricht‚ ist zu schließen, daß das Gesetz zwar die beiden

erstgenannten Ereignisse, nicht dagegen:die Vollendung des

65° Lebensjahres als Versicherungsfälle ansieht (vgl? auch

@ 1264 RVG). Besonders überzeugend ergibt sich dies aus dem

. Umstand, daß nach dieser Vorschrift der Halbdeckungszeitraum

zwar bis zum Eintritt der Invalidität bzw. des Todes, nicht

aber unbedingt bis zur Vollendung des 65‚ Lebensjahres, son—

dern insoweit alternativ bis zur Stellung des Rentenantrags

rechnet° Da nicht anzunehmen ist, daß der Gesetzgeber die

Entrichtung von Beiträgen zur Wiederherstellung einer ver—

lorengegsngenen Anwartschaft zeitlich unbeschränkt noch nach

Eintritt des Versicherungsfalls zulassen wollte
— denn dies

würde jedem versicherungsrechtlichen Grundsatz widersprechen w‚
muß angenommen werden, daß er zwar die Versicherungsfälle der

Invalidität und des Todes — ohne Rücksicht auf die Antrag—

stellung — mit Eintritt dieser Ereignisse, dagegen den Ver—

sicherungsfall des Alters nicht vor der Antragstellung als

eingetreten angesehen hat&) Ob der Versicherungsfall des Alters
..9==:
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auch noch zu einem späteren Zeitpunkt eintreten kann, be—

durfte keiner Untersuchung, da es bei der Entscheidung des

vorliegenden Falles hierauf nicht ankamo ‘

Das Landessozialgericht (bzw° das Bayerische Landes—
versicherungsamt in seiner Entscheidung Nr° 65 vom 100 Januar

1952 — Breithaupt 41, S. 579 —, auf die das angefochtene Ur—

teil Be2ug nimmt) geht davon aus, daß aus dem Eintritt der
wichtigsten Wirkungen des

Versicherungsfalls,
dem Abschluß

des Versicherungsverhältnisses und der Entstehung des Ver—

sicherungsanspruchs bedeutsame Erkenntnisse für die Beant—

wortung der Frage gewonnen werden können, wenn der Ver-

sicherungsfall eingetreten isto Ob und inwieweit dieser An-

nahme des Landessozialgerichts beigetreten werden kann, be-

durfte keiner Untersuchung; selbst wenn man ihr in vollem

Umfang beitritt, können hieraus für den zu
entscheidenden

Fall keine Schlüsse gezogen werden, die zu einem anderen

als dem‘tua dem erkennenden Senat gefundenen Ergebnis fühé

ren könnten° Da es hier allein darauf ankommt, ob der Ver—

sicherungsfall des Alters bereits vor der Antragstellung ein—

getreten ist, könnte ein dem von dem erkennenden Senat ge-
,

fundenen Ergebnis widersprechender Schluß höchstens dann mög—

lich sein, wenn das Versicherungsverhältnis tatsächlich vor

der Antragstellung zum Abschluß gekommen bzw, der ver—

sicherungsrechtliche Anspruch tatsächlich vor diesem Zeit-

punkt zur Entstehung gelangt wäre° Beides ist aber entgegen

der Auffassung des Landessozialgerichts hielt der Fall°

Von einem Abschluß des Versicherungsverhältnisses kann

hier schon deshalb nicht gesprochen werden, weil der Ver—
sicherte — worauf bereits hingewiesen wurde — nach 5 1265
EVO auch nach Vollendung des 65° Lebensjahres noch unbe—

schränkt Beiträge zur Wiederherstellung der verlorengegan-

genen Anwartschaft entrichten kann und weil er trotz Vollen—

dung des 65" Lebensjahres nicht versicherungsfrei ist, son-

lange er noch keine Rente aus der Invalidenversicherung be—

zieht, er vielmehr bei Ausübung einer versicherungspflich-

mlO—
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tigen Beschäftigung weiterhin Pflichtbeiträge entrichten muß

und andererseits auch berechtigt ist, weiterhin freiwillige

Beiträge zu leisten (@ 1443 EVO). Demgegenüber ist es ohne
entscheidende Bedeutung, daß er nach @ 1264 Abs° 3 EVO für

das Kalenderjahr, in dem er des 65. Lebensjahr vollendet,
sowie für die folgenden Kalenderjahre keine Beiträge zur Er«

haltung der Anwertschaft mehr zu entrichten braucht; denn
'diese Vorschrift hat nach Ansicht des erkennenden Senats im

wesentlichen nur den Zweck, dem Versicherten, der mit Vollen—

dung des 65„ Lebensjahres in der Regel seine Berufstätigkeit

eufgibt, eine finanzielle Erleichterung einzuräumen° Es kann

aus dieser Vorschrift, da ihre Bedeutung in keinem Verhältnis

zu der Bedeutung der vorstehend angeführten, die Beitragszah—.

lung nach Vollendung des 65, Lebensjahres betreffenden Vor—

schriften steht, keinesfells gefolgert werden} daß das Ver—

sicherungsverhältnis bereits mit der Vollendung des 65° Le—

bensjahres zum Abschluß gekommen ist,

Auch kann dem Lendessczielgericht bzw. dem XXXXXXXXXXX
Landesversicherungsamt nicht gefolgt werden, wenn es annimmt,

der Versicherungsänspruch komme bereits mit der Vollendung

des 65, Lebensjahres zur Entstehung, ZWar bestimmt 5 1253 RVG,

daß der Versicherte bei Eintritt der Invalidität, der vorläu—

figen Invalidität und bei Vollendung des 65. Lebensjahres die

Invalidenrente erhält. In Wirklichkeit entsteht aber der ver—

sicherungsrechtliche Anspruch, entgegen dem sich aus @ 1253

RVG ergebenden Anschein, noch nicht mit Eintritt dieser Er—

eignisse° Wie schon des Reichsversicherungsamt in ständiger

Rechtsprechung entschieden hat (vgi„ EL d, EVA. AN, 93, 142;

97, 274; EuM„ 40, 342) gelangt der Rentenenspruch vielmehr
erst mit der Antragstellung zur Entstehung, de der Antrag eine

materiell—rechtliche Voraussetzung des Rentenenspruchs ist,

Aus 5 1255 RVG kann daher nicht der zwingende Schluß gezogen
werden, daß die dort eufgezählten Ereignisse für sich allein

bereits den Versicherungsfell darstellen° Es bleibt vielmehr

offen, ob nicht zu den genannten Ereignissen noch Weitere, bis

zur Entstehung des versicherungsrechtlichen Anspruchs hinzu—
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”tretende Ereignisse erforderlich sind, um den Versiche—

rungsfall zur Auslösung zu bringen. Insbesondere bleibt

hiernach offen, ob nicht jeweils noch der Antrag hinzu—

treten muß° Wenn'sich auch aus 5 1265 RVG ergibt, daß der

Eintritt der Invalidität allein bereits den Versicherungs—
fall darstellt, muß aus dieser Vorschrift hinsichtlich der

Vollendung des 65„ Lebensjahres der Schluß gezogen werden,

daß der Eintritt dieses Ereignisses allein noch nicht den

Versicherungsfall darstellt, dieser vielmehr nicht vor

Stellung des Antrags auf Altersinvalidenrente eintritt°

In dem zur Entscheidung stehenden Fall ist daher der

Versicherungsiall_des Alters, da der Antrag erst nach dem

510 Dezember 1948 gestellt werden ist, nicht vor dem l° Ja-

nuar 1949 eingétreten° '

_
Daher war die Anwartschaft des Vaters der Klägerin bis

zum Bl„ Dezember 1948 erhalten. Nach 5_1264 Abs° 3 Satz 1
EVO brauchte er, da er bereits im Jahre 1945 das 65. Lebens—

jahr vollendet hatte,.keine weiteren Beiträge zur Erhal—

tung der Anwartschaft zu entrichten„

Dem Vater der Klägerin stand somit, da er nach der

Feststellung des Landessozialgerichts seit dem Jahre 1950

invalide war, die Invalidenrente vom Ablauf des Antragsmo—

nats (@ 1286 RVG) bis zum Schluß des Sterbemonats (@ 1290

EVO) zug

—12—.
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Es war daher, wie geschehen9 zu entscheideno

Die Kostenentséheidungergibt sich aus 5 195SGG„
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